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Politik, Christlicher Glaube und die Evangelische Allianz 

“In Verantwortung 

vor Gott und den Menschen…” 
Positionspapier der Evangelischen Allianz in Deutschland e.V. 

  

Orientierung für Gemeinden, Ortsallianzen, Werke und Gremien   
im Netzwerk der Evangelischen Allianz in Deutschland e.V. 

  

Bad Blankenburg, 24. September 2026 

  

Auftrag und Ziel 

Die Evangelische Allianz in Deutschland (EAD) ist eine geistliche Einheitsbewegung, die Christinnen 
und Christen im Gebet, im Glauben und im Vertrauen auf Gottes Wort verbindet. Gemeinsam 

bezeugen wir das Evangelium und übernehmen Verantwortung für die Menschen und die 
Gesellschaft, in der wir leben. Dazu gehört auch, gesellschaftliche Entwicklungen wahrzunehmen, sie 
im Licht des christlichen Glaubens zu beurteilen und zu Fragen unserer Zeit Stellung zu beziehen. Die 
Präambel des Grundgesetzes spricht von der „Verantwortung vor Gott und den Menschen“. In diesem 
Bewusstsein bietet das vorliegende Positionspapier Orientierung für unseren Umgang mit politischen 

Themen und Akteurinnen und Akteuren. 

 

Leitsatz: Im Wesentlichen - Einheit, im Zweifel - Freiheit, in Allem - Liebe 

   

http://www.ead.de/
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Teil A – Biblisch-theologische Orientierung  

Leitsatz: Christus ist unser einendes Fundament, das Wort Gottes unser Maßstab, die gottgegebene 
Würde jedes Menschen unverhandelbar, die Liebe unser Weg und die Hoffnung unser Horizont.  

Einheit in Christus  

Jesus verkündete kein politisches Programm, doch seine Botschaft ist nicht unpolitisch: Sie relativiert 
jeden absoluten Machtanspruch und ordnet ihn dem Dienen und dem Gehorsam Gott gegenüber 
unter (Mk 10,42–45). Keine Partei, Ideologie oder Nation darf die letzte Loyalität beanspruchen, die 
Christen allein Gott schulden. Die Stärke unseres Zusammenhalts liegt in unserer auf Christus 
gegründeten Einheit (Joh 17) und nicht in gleichen politischen Positionen. So entsteht ein Raum, in 
dem Menschen einander zuhören, miteinander beten und Verantwortung tragen, auch wenn sie sich 
in Sachfragen und politischen Bewertungen nicht einig sind.  

Verantwortung in Kirche und Gesellschaft  

Jesu Worte „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist!“ (Mk 12,17a) beschreiben 
unsere doppelte Verantwortung im Staat und im Reich Gottes. Die im Grundgesetz verankerten 
demokratischen Werte wie Teilhabe und die Verantwortung des Einzelnen für seine Mitmenschen 
basieren maßgeblich auf Werten der Bibel. Der Staat hat einen anvertrauten, begrenzten 
(Verantwortungs-)Bereich und dient der Durchsetzung des Guten und dem Schutz vor Willkür (Röm 

13,1–7).  
Christen achten Recht, beten für Regierende (1 Tim 2,1–2) und gestalten aktiv mit. Dazu gehört 
berechtigte, auch deutliche Kritik. Sie stellt nicht die Legitimation staatlicher Autoritäten in Frage, 
sondern weist auf Versäumnisse hin (Mk 10,45; Lk 13,32). Wo weltliche Macht sich absolut setzt, gilt 
„Man muss Gott mehr gehorchen als den Menschen" (Apg 5,29, vgl. Barmer Theologische Erklärung).  

Menschenwürde und Gemeinwohl  

Jeder Mensch ist als Ebenbild Gottes geschaffen. Daraus ergibt sich eine unantastbare Würde, die 
unabhängig ist von zum Beispiel Herkunft, Alter, Geschlecht, Religion, Gesundheit, Leistung, sexueller 
Orientierung, politischer Haltung oder sozio-ökonomischen Status, wie es auch in Art. 1 des 
Grundgesetzes verankert ist. Politische Verantwortung muss sich deshalb für Gerechtigkeit einsetzen 
und am Gemeinwohl orientieren, nicht an Einzelinteressen. Dazu gehören insbesondere der Schutz 
von Religions- und Gewissensfreiheit, Schutz von Minderheiten, Schutz vor Gewalt, Lebensschutz, 
Bewahrung der Schöpfung und die Gewährleistung von rechtsstaatlichen Verfahren und 
gesellschaftlicher Teilhabe.  

Nächsten- und Feindesliebe  

Politischer Streit entbindet nicht vom Gebot der Nächsten- und Feindesliebe (Röm 12,9-21) und von 
Demut und Sanftmut im Umgang miteinander (Mt 11,29). Kritik soll wahr und fair sein: ohne 

Verachtung, Entmenschlichung oder Pauschalisierung des Gegenübers.   
Dazu gehört auch: Eigene Fehler müssen benannt und korrigiert werden. Glaubwürdigkeit wächst 
nicht aus Selbstdarstellung, sondern aus Authentizität, Lern- und Umkehrbereitschaft.  

Hoffnung statt Angst, Zynismus und Resignation  

Christliche Hoffnung hängt nicht davon ab, dass politische Entwicklungen unseren Erwartungen 
entsprechen. Sie rechnet mit und betet für Gottes Eingreifen, ermöglicht uns eine 
Zukunftsperspektive, die nicht durch Angst, Zynismus oder Resignation bedroht ist, und befähigt 
verantwortlich zu handeln, auch wenn politische Lösungen Kompromisse darstellen und 
unvollkommen bleiben.  

  

http://www.ead.de/
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Teil B – Gemeinsame öffentliche Grundposition  

Leitsatz: Wir sind gesellschaftlich engagiert, aber parteipolitisch unabhängig.   

Unsere politische Unabhängigkeit  

Die Evangelische Allianz verbindet seit 1846 Christinnen und Christen mit einer großen Bandbreite an 
politischen Auffassungen und Parteizugehörigkeiten. Die Geschichte lehrt uns, dass wir uns der 
politischen Verantwortung stellen müssen. Wir sprechen keine Wahlempfehlungen für bestimmte 
Parteien aus und formulieren nicht zu jeder politischen Sachfrage eine gemeinsame Position. 
Gleichzeitig bringen wir uns auf Basis biblischer Werte und des Grundgesetzes politisch und 
gesellschaftlich ein, weil sie dem Wohl von Menschen, Wirtschaft und Umwelt dienen.   

Wir stehen dafür, dass unterschiedliche Überzeugungen fair dargestellt und ausgehalten werden und 
tauschen uns auch mit Personen aus, deren Meinungen wir nicht teilen. Unser christlicher Glaube 
zielt nicht auf politische Dominanz, deshalb lehnen wir jeden Versuch ab, Religion für politische Ziele 
zu missbrauchen.  

Unser gesellschaftliches Engagement  

Als Netzwerk von rund 900 örtliche Allianzen und ca. 380 Werken engagieren wir uns auf 
verschiedene Weise in unserer Gesellschaft, nicht aus politischem Ehrgeiz, sondern aufgrund unseres 
Glaubens. Dabei schaffen wir Räume gesellschaftlicher Beteiligung, in denen Verantwortung 
übernommen, Selbstwirksamkeit erfahren und faires Miteinander gelebt wird.   

Ebenen politischer Urteilsbildung  

Die drei Ebenen politischer Urteilsbildung bestehen aus der geistlichen Basis, ethischen Grundsätzen 
und politischen Sachurteilen. Wir stehen fest zu unserer Glaubensbasis und setzen uns proaktiv für 
ethische Grundsätze wie Menschenwürde, Lebensschutz, Religionsfreiheit, Gerechtigkeit, Frieden und 
Versöhnung, Schutz vor Gewalt, Wahrhaftigkeit, Rechtsstaat und Institutionen wie Ehe und Familie 
ein. Werden diese Grundsätze angegriffen, widersprechen wir (zum Beispiel Antisemitismus, 
politischem Extremismus und Rassismus). Darüber hinaus gibt es politische Sachurteile, in denen eine 
Vielfalt von Meinungen legitim ist.  

Wie wir öffentlich sprechen und handeln   

Grundsätze und 
Haltungen  

Das bedeutet konkret  

Hoffnung  Beiträge zu Versöhnung, Frieden. Konstruktive Wege verantwortlichen 
Handelns eröffnen.  

Liebe und Mitgefühl  Menschen nicht auf Lager, Etiketten oder einzelne Aussagen reduzieren.  

Demut  Begrenztes Wissen, eigene Interessen und mögliche Irrtümer offenlegen.  

Wahrhaftigkeit  Behauptungen und Quellen prüfen, Fehler korrigieren, Zuspitzungen 
vermeiden.  

Mut  Menschenfeindlichkeit, Gewalt und Machtmissbrauch klar widersprechen.  

Weisheit  Zeitpunkt, Zuständigkeit, Format, Folgen und die individuelle Situation 
bedenken.  

Zuhören  Andere Meinungen mit Respekt anhören und zulassen.  

http://www.ead.de/
https://www.ead.de/fileadmin/DEA_Allgemein/Stellungnahmen/2025-05-10_EAD-Stellungnahme-zum-Kriegsende-Antisemitismus.pdf
https://politik.ead.de/fileadmin/user_upload/2024-05-14_Wuerde_wahren_Endfassung.pdf
https://www.ead.de/fileadmin/DEA_Allgemein/Stellungnahmen/Nachfolge_braucht_Klarheit.pdf
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Teil C – Werkzeugkasten für unseren gesellschaftlichen Dialog  

Leitsatz: Wir geben Orientierung, ohne politische Entscheidungen vorzugeben, suchen das Gespräch, 
ohne jede Position zu legitimieren, und benennen Grenzen, ohne Menschen auszugrenzen.  

Dieser Teil soll als interne Handreichung dienen, wie wir zu guten Entscheidungen kommen, und 
bietet Textbausteine zu häufigen, heiklen Themen.   

Unser Austausch mit politischen Akteurinnen und Akteuren  

Form  Möglicher Zweck  Entscheidungsgrundlage  

Vertrauliches 
Gespräch  

Zuhören, klären, ermutigen, 
widersprechen  

Ist grundsätzlich möglich; Ziel und 
Vertraulichkeit sind zu klären.  

Öffentlicher Dialog  Unterschiede sichtbar 
machen  

Sind Fragen, Moderation, Widerspruch 
möglich?  

Einladung/ Bühne  Beitrag zu einer 
Veranstaltung  

Person, Kontext, und öffentliche Wirkung 
sollten geprüft werden.  

Kooperation  Geteilte Verantwortung  Nur möglich bei vereinbarten Zielen und 
Grundhaltungen.  

Öffentliche 
Unterstützung  

Erkennbare Parteinahme 
oder Legitimation  

Eine Positionierung zugunsten einzelner 
Parteien gehört grundsätzlich nicht zu unserem 
Vorgehen.  

 

Entscheidungsprozess vor Einladungen zu Austausch und Zusammenarbeit   

1. Welches konkrete Ziel verfolgt die Begegnung und kann dieses anders besser erreicht werden?  
2. Welche Aussagen, Handlungen und wiederkehrenden Muster sind relevant?  
3. Welche Botschaft sendet das Format an Betroffene, Mitglieder, Partner und Öffentlichkeit?  
4. Sind kritische Rückfragen und erkennbarer Widerspruch möglich?  
5. Wer trägt die Entscheidung und kann sie nach innen und außen begründen?  
6. Welche Bedingungen, Moderation oder Nachbereitung sind erforderlich?  

Mit möglichen Spannungen in Gemeinden und Ortsallianzen umgehen  

Hinter politischen Konflikten stehen häufig Zukunftsängste, eigene Ambitionen oder Enttäuschungen 
und Vertrauensverlust gegenüber Politik, Medien oder Institutionen: diese Sorgen dürfen weder 
abgewertet noch ungeprüft bestätigt werden. Christliche Leitung verbindet Demut, Zuhören, 
Faktenprüfung, geistliche Orientierung mit Mut und verfolgt das Ziel der Versöhnung¹.   

Ein tragfähiger Klärungsprozess  

• Einen überschaubaren, verantwortlichen Leitungskreis mit klarem Mandat benennen.  

• Die Auslöser und tatsächliche Konfliktfrage feststellen.  

• Glaubensmitte, ethische Grenzen und politische Sachurteile voneinander unterscheiden.  

• Betroffene und unterschiedliche Perspektiven anhören und fair wiedergeben.  

• Tatsachen und Quellen prüfen; EAD-Stellungnahmen und fachliche Informationen einbeziehen.  

• Entscheiden, was gemeinsam gesagt werden muss und was offen bleiben darf.  

• Das Ergebnis knapp, verständlich und ohne Sieger-Verlierer-Sprache kommunizieren.  

• Nach einer angemessenen Frist Wirkung und offene Fragen auswerten.  

¹ Siehe auch das Impulspapier der EAD für Ortsallianzen  

http://www.ead.de/
https://www.ead.de/ueber-uns/stellungnahmen/
https://www.ead.de/orte/impulspapier/

